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Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie vom 
11. Juni 2021 zur Zweiten Verordnung zur Änderung der Pkw-Energieverbrauchskennzeichnungs-
verordnung (Pkw-EnVKV) 
 
 

Sehr geehrter Herr Ferchland, 

sehr geehrter Herr Bonaldo, 

beigefügt übersenden wir Ihnen die Stellungnahme der Deutschen Umwelthilfe e.V. zum Referen-

tenentwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie vom 11. Juni 2021 zur Zweiten 

Verordnung zur Änderung der Pkw-Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung (Pkw-EnVKV). 

Die Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH) kritisiert den vorliegenden Referentenentwurf zur Ver-

brauchskennzeichnung von Pkw aufs Schärfste als Versuch, eine Verbesserung der Verbraucherin-

formation und damit Lenkung der Verbrauchernachfrage hin zu klimafreundlicheren, sauberen 

und insgesamt effizienten Fahrzeugen zu konterkarieren.  

Die massivste Änderung ist der geplante komplette Wegfall der CO2-Effizienzklassen. Nachdem die 

EU dem Wildwuchs mit immer mehr grünen Effizienzklassen für Haushaltsgeräte ein Ende bereitet 

hatte und sich die Autokonzerne offen über das Wirtschaftsministerium gegen eine wirklich an-

spruchsvolle Kennzeichnung ausgesprochen hatten, soll nun ausgerechnet beim mit Abstand ener-

gieintensivsten Produkt überhaupt auf eine bekannte und leicht zu erfassende und vergleichend 

bewertende Information der Verbraucher verzichtet werden. Diese ist nach Ansicht der DUH aber 

unverzichtbare Voraussetzung für eine Lenkung der Verbrauchernachfrage hin zu Produkten, mit 

denen die Klimaziele erreicht werden können. 

Die DUH fordert ein weiterentwickeltes Label, das dem Käufer den Vergleich mit anderen Fahrzeu-

gen in dem von ihm bevorzugten Segment ermöglicht (relative Bewertung). Als Bezugsgröße sehen 
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wir hierfür die rechteckige Fahrzeugfläche / Schatten (Länge mal Breite) und nicht - wie bisher - 

die Fahrzeugmasse.  Ergänzend sollte das Label Auskunft darüber geben, wie effizient ein Fahr-

zeugmodell im Vergleich zu der Gesamtflotte ist (absolute Bewertung). Durch die Gegenüberstel-

lung soll verhindert werden, dass Konsumenten die Einstufung innerhalb der Fahrzeugsegmente 

als Bewertung der absoluten CO2-Emissionen fehlinterpretieren. Die Effizienzklassen A bis G soll-

ten so definiert werden, dass Fahrzeuge, die den CO2-Zielwert von 95 g CO2/km für das Jahr 2021 

um mehr als 20 Prozent unterschreiten, von Beginn an in Klasse A eingestuft werden. Fahrzeuge, 

die den seit 2020 geltenden EU Zielwert von 95 g CO2/km selbst einhalten sollen hingegen in „C“ 

eingestuft sein. Nach jeweils drei Jahren sollte eine Anpassung der Effizienzklassen an die linear 

betrachtete Weiterentwicklung der EU-Zielwerte erfolgen. 

Die Geltung der Pkw-EnVKV sollte zudem in ihrem Geltungsbereich auch auf leichte Nutzfahrzeuge 

und Gebrauchtwagen ausgeweitet werden. Damit sollte der von der Automobilindustrie vorange-

triebenen Bewerbung von hochverbrauchenden leichten Nutzfahrzeugen mit Ladepritsche als Life-

style-Fahrzeuge entgegengewirkt, gleichzeitig auch Käufern von Fahrzeugen mit einer bereits er-

brachten Laufleistung bis zu 50.000 Kilometern oder einem Alter bis zu fünf Jahren eine entspre-

chende Orientierung gegeben werden. 

Auch zur Kennzeichnung von Elektrofahrzeugen fordert die DUH klarere Informationen für den 

Verbraucher. Die realen Strom- und/oder Kraftstoffverbräuche gerade von Batterie- und Plug-In-

Hybridfahrzeugen müssen deutlich werden. Elektrofahrzeuge sind nicht per se „Nullemissionsfahr-

zeuge“. Deshalb ist zusätzlich zum Stromverbrauch der korrespondierende CO2-Wert nach dem 

jeweils letztjährigen deutschen Strom-Mix anzugeben. Verbraucher benötigen außerdem Informa-

tionen zum tatsächlichen kWh-Verbrauch (d.h. inkl. Ladeverluste) und zur realistischen Reichweite 

von Elektrofahrzeugen bzw. zur rein elektrischen Reichweite und zum Kraftstoffverbrauch bei lee-

rer Batterie von Plug-In-Hybridfahrzeugen. 

Bei der Information der Verbraucher in der Werbung bleibt der Referentenentwurf hinter der um-

zusetzenden EU-Richtlinie 1999/94/EG zurück und verstößt daher gegen EU-Recht.  

Nachfolgend bewerten wir die nach Ansicht der DUH notwendigen Änderungen.  

1. § 1 Kennzeichnungspflicht 

1.1. Ausweitung auf leichte Nutzfahrzeuge und Gebrauchtwagen 

1.1.1. Leichte Nutzfahrzeuge (bis 3,5 Tonnen) 

Die DUH fordert, die Geltung der Pkw-EnVKV auf leichte Nutzfahrzeuge auszuweiten. Grundsätz-

lich müssen Fahrzeuge, für die Kfz-Steuer gezahlt wird, unter die Anforderungen der Pkw-EnVKV 

fallen.  

Die Einbeziehung der leichten Nutzfahrzuge in die Pkw-EnVKV würde dem wachsenden Trend hin 

zur vermehrten Nutzung von schweren SUVs (VW Amarok, Mercedes X-Klasse etc.) Rechnung tra-

gen, die als solche zugelassen sind. Die Kraftstoffverbrauchs- und Emissionswerte für leichte Nutz-

fahrzeuge werden nach WLTP erhoben, sie stehen somit für die Verbrauchskennzeichnung zur 

Verfügung. 
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Verglichen mit den übrigen EU-Mitgliedstaaten weisen die in Deutschland neu zugelassenen leich-

ten Nutzfahrzeuge zudem die höchsten durchschnittlichen CO2-Emissionen auf. So liegt Deutsch-

land mit durchschnittlich 174 g CO2/km (NEFZ, nach WLTP sind es sogar 210 g/km) für das Jahr 

2019 als einziges Land immer noch 9 Prozent über dem EU-Durchschnitt1. Dies ist das Ergebnis ei-

nes gezielten Angebotes hoch motorisierter Edel-SUVs sowie Doppelkabinen-Pritschenwagen und 

ihrer Bewerbung als Lifestyle-Fahrzeuge durch die Automobilindustrie. Die Einbeziehung in die 

Pkw-EnVKV würde einen klaren Anreiz setzen, um zukünftig in diesem Segment eine Verbesserung 

zu schaffen, und den Verkauf besonders klimaschädlicher Fahrzeuge außerhalb des Geltungsbe-

reichs der Pkw-EnVKV erschweren. 

1.1.2. Einbeziehung von Gebrauchtwagen bis 50.000 km bzw. fünf Jahren Alter 

Die DUH fordert bereits seit Jahren die Ausdehnung der Kennzeichnungspflicht auf Gebrauchtfahr-

zeuge mit einer Laufleistung bis zu 50.000 Kilometern oder einem Alter bis zu fünf Jahren.  

Privatkunden kaufen überwiegend Gebrauchtfahrzeuge. Der Ausschluss des viel größeren Ge-

brauchtwagenmarktes begrenzt die Effektivität der Verbrauchskennzeichnung, da Konsumenten 

hier bei ihrer Kaufentscheidung nicht unterstützt werden. Die Einbeziehung der Gebrauchtwagen 

stellt zudem einen zusätzlichen Anreiz für den Kauf von Neuwagen mit niedrigem Verbrauch dar, 

da dieses Merkmal bei einem Weiterverkauf des Fahrzeugs berücksichtigt wird.  

Die hier geforderte Ausweitung der Kennzeichnungspflicht zielt darauf ab, Fahrzeuge die innerhalb 

relativ kurzer Zeit wiederverkauft werden, mit einzubeziehen. Dazu zählen z. B. Jahreswagen, Lea-

singrückläufer, Mietwagen, Werksdienstwagen etc. Die oben genannten Fahrleistungs- und Alters-

grenzen leiten sich aus den durchschnittlichen Eigenschaften der Gebrauchtwagen ab, die in 

Deutschland über den Markenhandel verkauft werden. Diese hatten nach DAT-Angaben im Jahr 

2017 ein durchschnittliches Alter von 4,4 Jahren und eine durchschnittliche Laufleistung von 

50.420 km (2016: 4,4 Jahre und 50.480 km).2 

Die Studie zur Vorbereitung der Novellierung der Pkw-EnVKV3 schlägt die Einführung der Kenn-

zeichnungspflicht für Gebrauchtwagen vor, sobald für eine kritische Masse von Fahrzeugen WLTP-

Werte zur Verfügung stehen. Diese Werte liegen für alle Neuzulassungen seit 1. September 2018 

vor. 

 

                                                      
1 ICCT (2020), European Vehicle Market Statistics 2020/21 (https://theicct.org/publications/european-vehicle-market-

statistics-202021). 
2 Deutsche Automobil Treuhand GmbH, DAT Report 2018 / DAT Report 2017 
3 „Studie zur Vorbereitung der Novellierung der Pkw-EnVKV, anlässlich der Umstellung des Fahrzyklus von NEFZ auf 

WLTP im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie“, November 2017. Die Studie wurde von der 

DENA, dem Fraunhofer-Institut, ifeu und PwC Legal durchgeführt (https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikatio-

nen/Studien/studie-vorbereitung-der-novellierung-der-pkw-envkv.html). 

https://theicct.org/publications/european-vehicle-market-statistics-202021
https://theicct.org/publications/european-vehicle-market-statistics-202021
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Studien/studie-vorbereitung-der-novellierung-der-pkw-envkv.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Studien/studie-vorbereitung-der-novellierung-der-pkw-envkv.html
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2. § 3 und 3a (weggefallen) Pkw-EnVKV – Label 

2.1. § 3 Abs. 1 (Änderung) 

Wer einen neuen Personenkraftwagen ausstellt oder zum Kauf oder Leasing anbietet, „hat dafür 

zu sorgen, dass“ soll nach Auffassung der DUH geändert werden in „hat sicherzustellen, dass“. Die 

im Referentenentwurf verwendete Formulierung bleibt sogar noch hinter der Formulierung in der 

aktuell geltenden Fassung zurück, in der es heißt „hat dafür Sorge zu tragen“. Die bisherige und 

erst Recht die jetzt festgeschriebene Pflicht zur Kennzeichnung von Neufahrzeugen am Verkaufs-

ort ist zu unbestimmt, da sie keine zeitliche Vorgabe enthält. Es bleibt unklar, in welchem Zeitraum 

eine Kennzeichnung neu angelieferter Neufahrzeuge erfolgen muss. 

2.2. § 3 Abs. 4 Verbot des Hinweises für Gebrauchtwagen 

Die DUH fordert die Streichung des Verbots, den Hinweis für gebrauchte Personenkraftwagen zu 

verwenden. Wir erachten es stattdessen für notwendig, Gebrauchtwagen in die Kennzeichnungs-

pflicht einzubeziehen, sofern für diese WLTP-Werte vorliegen. Dies ist für alle Fahrzeuge mit Erst-

zulassung ab 1. September 2018 der Fall.4 Wie bei Studien und Prototypen (§ 3 Abs. 5 des Referen-

tenentwurfs) sollte zumindest eine freiwillige Kennzeichnung von Gebrauchtfahrzeugen zulässig 

sein, für die WLTP-Werte vorliegen.5 Uns sind keine wissenschaftlichen Untersuchungen bekannt, 

dass sich die Verbrauchs- und Emissionswerte durch die Nutzung eines Fahrzeugs verändern. Auch 

in der Begründung zum Referentenentwurf werden keine entsprechenden Studien genannt. 

2.3. Beibehaltung der CO2-Effizienzklassen zwecks Vergleichbarkeit der Pkw-Modelle 

Das EU-Energielabel für energieverbrauchsrelevante Produkte ist für Verbraucherinnen und Ver-

braucher eine große Hilfe und trägt zur Auswahl energieeffizienterer Produkte bei. Gleichzeitig 

werden die Hersteller angespornt, durch den Einsatz energieeffizienterer Technologien Innovatio-

nen voranzubringen. Der Eurobarometer Sonderumfrage 492 der EU-Kommission zufolge kannten 

und schätzten 93 % der Befragten im Jahr 2019 das Energielabel für energieverbrauchsrelevante 

Produkte und 79 % berücksichtigten es bei deren Kauf.6  

Diese Ergebnisse sind auf die Vermarktung von Pkw am Verkaufsort übertragbar: um eine Ver-

gleichbarkeit der am Verkaufsort angebotenen Neufahrzeuge herzustellen, ist die farbige Effizienz-

skala mit den Klassen A bis G elementar. Wir fordern daher die Beibehaltung der Einstufung von 

Neufahrzeugen in Effizienzklassen, jedoch mit u. g. Parametern. 

                                                      
4 Vgl. Kapitel 1.1.2. 
5 Vgl. auch Erwägungsgrund (6) der Richtlinie 1999/94/EG: „Ein am Verkaufsort an gebrauchten Personenkraftwagen 

angebrachter Hinweis könnte die Entscheidung der Käufer von neuen Personenkraftwagen zugunsten von Fahrzeugen 

mit niedrigem Verbrauch beeinflussen, da dieses Merkmal bei einem Weiterverkauf des Fahrzeugs berücksichtigt 

wird.“ 
6 Eurobarometer on energy | Energy (europa.eu) 

https://ec.europa.eu/energy/data-analysis/eurobarometer-energy_en?redir=1
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2.3.1. Einstufung in CO2-Effizienzklassen 

Mit der Einführung des Energielabels für Pkw (§ 3a Pkw-EnVKV) hat der deutsche Gesetzgeber den 

Versuch einer Einteilung von Pkw in CO2-Effizienzklassen unternommen. Die Lenkungswirkung der 

Angaben zu Kraftstoffverbrauch und CO2-Emissionen bei verständigen, aufgeklärten Verbrauchern 

gemäß des EU-Verbraucherleitbildes und die marktsteuernde Wirkung dieser Informationspflich-

ten sollte daher umsichtig gestärkt und ausgebaut werden. 

a. Relative Bewertung plus ergänzende Einordnung im Vergleich zur Gesamtflotte 

Untersuchungen zu den Entscheidungskriterien beim Fahrzeugkauf nennen die Vorfestlegung auf 

die Autogröße bzw. das Fahrzeugsegment als wichtigstes Kriterium. Die DUH favorisiert ein Label, 

das dem Käufer den Vergleich mit anderen Fahrzeugen in dem von ihm bevorzugten Segment er-

möglicht (relative Bewertung). Der differenzierte Vergleich innerhalb der Segmente bietet einen 

Anreiz für Hersteller, deren Effizienz zu steigern.  

Die Einstufung in eine relative Skala ist anhand der Bezugsgröße „rechteckige Fahrzeugfläche / 

Schatten (Länge mal Breite) “ des Fahrzeugs durchzuführen. Die Fahrzeugfläche wird bereits im 

Zulassungsverfahren erhoben und ist objektiv messbar, schwer manipulierbar und ein gutes Maß 

für Funktionalität. Die bisherige Einstufung anhand der Bezugsgröße „Fahrzeugmasse“ ist nicht ge-

eignet, dem Verbraucher umfassend und transparent Informationen über ökonomische und ökolo-

gische Folgekosten seines ins Auge gefassten Neufahrzeugs zu liefern. Das Fahrzeuggewicht ist zu-

dem anfällig für Manipulationen, bietet keine Anreize zur Leichtbauweise und ist kein Maß für den 

Nutzen eines Fahrzeugs. Für die grafische Darstellung kann das derzeitige „Effizienzpfeilsystem“ 

beibehalten werden. 

Ergänzend sollte das Label Auskunft darüber geben, wie effizient ein Fahrzeugmodell im Vergleich 

zu der Gesamtflotte ist (absolute Bewertung). Durch die Gegenüberstellung soll verhindert wer-

den, dass Konsumenten die Einstufung innerhalb der Fahrzeugsegmente als Bewertung der abso-

luten CO2-Emissionen fehlinterpretieren. Nach den in der Studie zur Vorbereitung der Novellierung 

der Pkw-EnVKV aufgeführten Untersuchungen zum Verständnis eines relativen Labels wird dieses 

von der Mehrheit der Befragten als Bewertung des absoluten CO2-Ausstoßes missverstanden.  

Eine ergänzende absolute Einordnung motiviert zudem unmittelbar zum Kauf sparsamer Fahr-

zeuge, bietet für Hersteller einen Anreiz für Fahrzeug-Downsizing und kann direkt mit finanziellen 

Anreizen gekoppelt werden, da sich diese auf absolute Emissionen beziehen. 

b. Wegfall Klasse A+ und regelmäßige Anpassung an Verschärfung der EU Zielwerte 

Die DUH fordert die Abschaffung der Zusatzklasse A+ und regelmäßig alle drei Jahre verbindlich 

geregelt die Anpassung der Effizienzklassen an die verschärften Zielwerte der EU. 

Zusatzklassen verwirren Verbraucher, da diese schon ein A als beste Klasse mit zudem gleichem 

Grünton empfinden. Ebenso ist die Motivation von Herstellern größer, eine Effizienzsteigerung 

von der Klasse B zur Klasse A zu erreichen als von A zu A+. Mit deren Abschaffung würde Deutsch-

land dem Beispiel der EU-Effizienzkennzeichnung für Haushaltsgeräte folgen, für die die Rückkehr 

zur geschlossenen Skala A bis G im August 2017 in Kraft getreten ist. 
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Um auch künftig Anreize zur Verringerung des Verbrauchs zu setzen und der Marktentwicklung 

Rechnung zu tragen, ist es notwendig, die Klasseneinteilung spätestens alle drei Jahre zu dynami-

sieren und dabei die Anforderungen der Energieeffizienzklassen jeweils um mindestens 10 Prozent 

zu verschärfen. So können die effizientesten und dem neuesten Stand der Technik entsprechen-

den Pkw auch als solche dargestellt werden. Für diejenigen Hersteller, die bereits besonders effizi-

ente Modelle anbieten, würde dies einen zusätzlichen Wettbewerbsvorteil schaffen, weniger effi-

ziente Modelle würden in der Klasse abgewertet. 

Ohne eine solche Dynamisierung ermöglicht das Label nur eine unzureichende Differenzierung, 

wenn alle Fahrzeuge zunehmend positiv bewertet werden. 

c. Effizienzunterschiede und Klimawirkung von Batterie- und Plug-In-Hybridfahrzeugen 

Die DUH fordert die Einbeziehung des tatsächlichen Stromverbrauchs von Batterie- und Plug-In-

Hybridfahrzeugen inklusive Ladeverlusten für die Bewertung der Fahrzeuge. Damit sollen die Her-

steller einen Anreiz erhalten, besonders effiziente Laderegelungen einzusetzen. Zusätzlich zum 

Stromverbrauch in kWh/100 km ist der korrespondierende CO2-Wert nach dem jeweils letztjähri-

gen deutschen Strom-Mix anzugeben, der dann Grundlage für die Einteilung in die jeweilige Effizi-

enzklasse ist. 

Aktuell werden alle Batteriefahrzeuge mit 0 g CO2/km gleichgestellt. Das heißt, Effizienzunter-

schiede zwischen Elektrofahrzeugen werden nicht sichtbar und deren Klimawirkung bleibt unbe-

achtet. Strombetriebene Autos sind jedoch nicht per se „Nullemissionsautos“ und dürfen daher 

nicht automatisch als solche gekennzeichnet werden. Elektromobilität als perspektivisch größter 

Stromverbraucher kann nicht ohne Vorgaben bleiben. 

d. Auswahl der Klassengrenzen 

Die DUH fordert, die Klassengrenzen so festzulegen, dass sie einen Anreiz für die Verbesserung der 

Fahrzeugeffizienz darstellen und damit die Dekarbonisierung des Pkw-Sektors fördern. Zur Einfüh-

rung sollten Fahrzeuge, die den CO2-Zielwert von 95 g CO2/km um mehr als 20 Prozent unter-

schreiten, in die Klasse A kommen, diejenigen die „nur“ den seit 2020 geltenden EU Zielwert von 

95 g CO2/km einhalten sind in Klasse „C“ einzustufen. Diese Bewertung sollte unabhängig von der 

Antriebsart des Fahrzeugs erfolgen. Erfreulicherweise gibt es bereits heute Fahrzeuge, die dem-

nach in die Klasse A eingestuft werden könnten. 

Ausdrücklich abzulehnen ist die Beschränkung der Klasse A auf Elektrofahrzeuge und Plug-In-Hyb-

ride mit hoher elektrischer Reichweite für die ersten Geltungsjahre. Die DUH fordert eine techni-

sche Neutralität in der Darstellung der Energieverbräuche/Effizienzen. In der Folge wären schwere 

SUVs und Limousinen mit 300 kW Verbrennungsmotoren und einer kleinen Plug-In-Batterie und 

30 km realer elektrischer Reichweite automatisch in Klasse „A“, obwohl ihr realer Spritverbrauch 

(Erfahrungswerte bei Plug-In-Hybriden: über 90 % der Fahrleistung erfolgt mit Verbrennungsmo-

tor) diese Fahrzeuge auf einen der hinteren Effizienzplätze katapultieren würde. 
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2.3.2. Informationen auf dem Label 

a. Angaben für Batterie- und Plug-In-Hybridfahrzeuge auf dem Label 

Die realen Strom- und/oder Kraftstoffverbräuche gerade von Batterie- und Plug-In-Hybridfahrzeu-

gen müssen deutlich werden. Strombetriebene Autos sind nicht per se „Nullemissionsfahrzeuge“. 

Deshalb ist zusätzlich zum Stromverbrauch der korrespondierende CO2-Wert nach dem jeweils 

letztjährigen deutschen Strom-Mix anzugeben. Verbraucher benötigen außerdem Informationen 

zum tatsächlichen kWh-Verbrauch und zur realistischen Reichweite von strombetriebenen Fahr-

zeugen bzw. zur rein elektrischen Reichweite und zum Kraftstoffverbrauch bei leerer Batterie von 

Plug-In-Hybridfahrzeugen.  

Für Batteriefahrzeuge fordert die DUH folgende Angaben: 

• Kombinierter Stromverbrauch in kWh/100 km 

• Korrespondierender CO2-Wert nach dem deutschen Strom-Mix, der dann Grundlage für die Ein-

teilung in die jeweilige Effizienzklasse ist 

• Reale Reichweite in km 

• Einbeziehung der jeweils gemessenen Energieverluste im Ladevorgang (von bis zu 15 Prozent) 

in die Angabe des Stromverbrauchs 

Für Plug-In-Hybridfahrzeuge fordert die DUH folgende Angaben: 

• Kombinierter Kraftstoffverbrauch in l/100 km für den Verbrennungsmotor bei Ladungserhal-

tung (mit leerer Batterie) sowie der korrespondierende CO2-Wert 

• Kombinierter Stromverbrauch in kWh/100 km bei Entladung (quasi rein elektrischer Betrieb) 

sowie der korrespondierende CO2-Wert nach dem deutschen Strom-Mix für den Elektromotor 

• CO2-Gesamtwert (CO2-Wert Verbrennungsmotor + CO2-Wert Elektromotor), dient als Grund-

lage für die Einstufung in die jeweilige CO2-Effizienzklasse 

• Rein elektrische Reichweite in km 

• Einbeziehung der jeweils gemessenen Energieverluste im Ladevorgang (von bis zu 15 Prozent) 

in die Angaben des Stromverbrauchs 

Gerade bei Plug-In-Hybridmodellen ist der Prüfzyklus so gewählt, dass sich in der Praxis nicht er-

reichbare Werte ergeben. Erst die Informationen über die erreichbare Reichweite im rein elektri-

schen Fahrbetrieb und den Kraftstoffverbrauch bei leerer Batterie ermöglichen dem Nutzer einen 

differenzierten Vergleich verschiedener Modelle und die Wahl eines zu seinem Nutzungsprofil pas-

senden Fahrzeugs. 
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b. Darstellung der Kostenersparnisse bzw. Mehrkosten 

Wir fordern eine auffällige Darstellung der Kostenersparnisse bzw. Mehrkosten im Vergleich zum 

Durchschnittsmodell, wie dies beispielsweise auf dem Label in den USA der Fall ist. Laut vorberei-

tender Studie beeinflussen solche Vergleiche das Kaufverhalten besser als die Angabe der absolu-

ten Kosten. 

2.3.3. Umgang mit der Diskrepanz zwischen Herstellerangaben und Realverbrauch 

Die DUH fordert, die Angaben über den realen CO2-Ausstoß auf Basis von Straßentests (RDE) in das 

Label zu integrieren. Die Daten liegen für alle Fahrzeuge vor.  

Die im Pkw-Label angegebenen Strom- und Kraftstoffverbrauchswerte müssen mit dem Verbrauch 

in der Praxis übereinstimmen. Die Diskrepanz zwischen den offiziellen Werten des Labels und dem 

Realverbrauch auf der Straße ist von 9 Prozent im Jahr 2001 auf rund 40 Prozent im Jahr 2018 ge-

wachsen (Quelle: ICCT 2019)7. 

Der Umstieg auf den neuen Prüfzyklus WLTP stellt allein noch keine nachhaltige Lösung dar. Um 

realitätsnahe CO2-Werte zu ermitteln, müssen Manipulationen verhindert werden, die nach wie 

vor auch beim WLTP möglich sind. Die DUH fordert seit fünfzehn Jahren unabhängige behördliche 

Nachmessungen auch auf Basis von Straßenmessungen und wirksame Sanktionen bei Verstößen. 

Solange die Angaben der Hersteller ungeprüft übernommen werden, ist mit relevanten Abwei-

chungen zwischen den offiziellen Verbrauchsangaben auf dem Label und dem Verbrauch im All-

tagsbetrieb zu rechnen. 

Bis Straßentests für CO2-Emissionen eingeführt werden und die Daten als Grundlage für die Einstu-

fung in die jeweilige CO2-Effizienzklasse im Label dienen, sollten die offiziellen Verbrauchswerte 

zum Zwecke der Verbraucherinformation angepasst werden. In den USA ist dies schon lange der 

Fall. Dort werden die Herstellerangaben, die auf den Messergebnissen von zwei Testzyklen basie-

ren, im Interesse der Verbraucherinformation korrigiert, sodass diese den durchschnittlichen Real-

verbrauch jedes Fahrzeugmodells besser wiederspiegeln: 

• Bis zum Modelljahr 2007 wurden die Herstellerangaben mathematisch angepasst. Die Anpas-

sung entsprach einer Erhöhung des offiziellen Kraftstoffverbrauchswertes um etwa 28 %. 

• Seit dem Modelljahr 2008 gilt ein neues Verfahren, das die Ergebnisse von drei zusätzlichen 

Labor-Testzyklen berücksichtigt. D. h. die angepassten Verbrauchswerte basieren auf insgesamt 

fünf Testzyklen (sogenannte five-cycle method). In der Praxis errechnen aber Autohersteller 

meist die drei zusätzlichen Verbrauchswerte aus den Ergebnissen der ersten beiden Testzyklen. 

 

                                                      
7 https://theicct.org/publications/laboratory-road-2018-update 

https://theicct.org/publications/laboratory-road-2018-update
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3. § 5 Pkw-EnVKV – Werbung 

3.1. Angaben in Werbeschriften und elektronischen Medien 

Für konventionelle Fahrzeuge fordert die DUH folgende Angaben in der Werbung: 

• Drei der fünf WLTP-Werte für den Kraftstoffverbrauch: innerstädtisch, Autobahn und kombi-

nierter Wert 

• Kombinierter Wert für die CO2-Emissionen 

• CO2-Effizienzklasse8 

Für Elektrofahrzeuge fordert die DUH folgende Angaben in der Werbung: 

• Kombinierte Wasserstoff- oder Stromverbrauch (inkl. Ladeverluste) 

• Korrespondierender CO2-Wert nach dem deutschen Strom-Mix 

• CO2-Effizienzklasse auf Grundlage des CO2-Werts nach dem deutschen Strom-Mix 

• Elektrische Reichweite 

Für extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge fordert die DUH folgende Angaben in der Werbung: 

• Kombinierter Kraftstoffverbrauch für den Verbrennungsmotor bei Ladungserhaltung (mit leerer 

Batterie) 

• Kombinierter Stromverbrauch bei Entladung (quasi rein elektrischer Betrieb inkl. Ladeverluste) 

• CO2-Gesamtwert (CO2-Wert Verbrennungsmotor + CO2-Wert Elektromotor nach dem deut-

schen Strom-Mix) 

• CO2-Effizienzklasse 

• Elektrische Reichweite 

3.1.1. Anlage 4 Abschnitt I (Werbeschriften) 

a. Keine Spannbreitenangaben in Werbungen für mehrere Modelle 

Die DUH fordert die Streichung der Ausnahmeregelung, dass bei der Bewerbung mehrerer Mo-

delle die Angabe der Spannbreiten zwischen ungünstigsten und günstigsten Kraftstoffverbrauchs- 

und CO2-Werten genügt.  

Solche Angaben bieten Verbrauchern keine Hilfestellung für die Wahl eines verbrauchs- und klima-

freundlichen Fahrzeugs. Die Ausnahmeregelung beschränkt deshalb die Wirkung der Verordnung 

für Werbungen erheblich, da sie dem Verbraucher keine informierte Entscheidung auf Grundlage 

der Umweltauswirkungen und Folgekosten der einzelnen beworbenen Fahrzeuge ermöglichen. 

Das folgende Beispiel verdeutlicht den nichtssagenden Charakter von Spannbreitenangaben: 

                                                      
8 Zur DUH-Forderung der Beibehaltung sinnvoll ermittelter CO2-Effizienzklassen siehe Kapitel 2.3. 
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b. Deutlichkeit und Verständlichkeit der Angaben 

 

Die mit der Pkw-EnVKV umzusetzende EU-Richtlinie 1999/94/EG schreibt in Anhang IV vor, dass  

1. die Angaben gut lesbar und nicht weniger hervorgehoben als der Hauptteil der Werbebot-

schaft sein sollen und 

2. die Angaben auch bei flüchtigem Lesen leicht verständlich sein sollen. 

Die Regelung im Referentenentwurf, die Verbrauchs- und Emissionswerte an das untere Ende von 

Werbeanzeigen zu drängen und in Schriftgröße 9 pt darzustellen, bleibt deutlich hinter der euro-

päischen Richtlinie zurück und verstößt damit gegen EU-Recht. Denn die Angaben kämen dann 

häufig erst weit entfernt vom Hauptteil der Werbebotschaft noch unterhalb der Adress- und Kon-

taktdaten, Sonderkonditionen zu Finanzierung und Leasing, Garantiebedingungen, Serviceleistun-

gen, Inzahlungnahme von Gebrauchtwagen, Prämien etc.  

Das Oberlandesgericht Oldenburg führt in einer Entscheidung zur notwendigen Gleichrangigkeit 

der Umweltinformationen mit dem Hauptteil der Werbebotschaft aus (Hinweisbeschluss vom 

4.4.2018, Az. 6 U 178/17):  

„Der Europäische Gesetzgeber verfolgt mit der Regelung über die Pflichtangaben die Zielset-

zung, die Verbraucher für die Verbrauchs- und Emissionswerte von Personenkraftwagen zu 

sensibilisieren und die Kenntnis dieser Werte mit zur Grundlage einer etwaigen Kaufentschei-

dung des jeweiligen Verbrauchers zu machen. […] 

Ein Text, der in einer Fußnote abgedruckt ist, ist jedoch weniger hervorgehoben als der be-

treffende Haupttext. Es ist gerade der Sinn einer Fußnote, eine ergänzende Information au-

ßerhalb des eigentlichen Textes zu geben, die der Leser nur wahrnimmt, wenn er dies möchte 

und den Lesefluss des jeweiligen Haupttextes dafür unterbricht.“ 
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Laut einer Erhebung der Statista GmbH liegt das Durchschnittsalter der privaten Halter bei Neuzu-

lassungen von Personenkraftwagen in Deutschland im gesamten Zeitraum von 2009 bis 2019 über 

50 Jahren, Tendenz steigend.9 In diesem Alter ist die Wahrscheinlichkeit groß, dass eine Lesehilfe 

benötigt wird. Angaben in einer Schriftgröße 9 Punkt sind daher zu klein. 

Darüber hinaus fehlt im Referentenentwurf die Anforderung der Richtlinie 1999/94/EG, dass die 

Angaben auch bei flüchtigem Lesen leicht verständlich sein müssen. Die Regelung ist auch aus die-

sem Grund unionsrechtswidrig. Hierzu führte das Landgericht Braunschweig aus (Urteil vom 

1.8.2014, Az. 21 O 2564/13): 

„Die Angaben müssen auch bei flüchtigem Lesen leicht verständlich sein. Abzustellen dabei ist 

nicht auf den „durchschnittlich angemessen und situationsbedingt informierten Durch-

schnittsverbraucher“, der sonst im Bereich des unlauteren Wettbewerbs maßgeblich ist […] 

Vielmehr ist nach richtlinienkonformer Auslegung der Pkw-EnVKV der Adressat der „flüch-

tige“ Leser (BGH, GRUR 2010, 852 ff.) […] Die Zahlenkolonne ist für den flüchtigen Durch-

schnittsleser aus sich heraus auch nicht verständlich, weil die isolierte Angabe der Zahlen-

werte ohne übersichtliche Erläuterung ohne besonderen Informationsgehalt bleibt.“ 

Es genügt nicht, dass der angesprochene Verbraucher zufällig auf die Pflichtangaben stößt. Er soll 

auch beim flüchtigen Lesen eindeutig, klar und gleichrangig mit dem Hauptteil der Werbebotschaft 

über den Verbrauch des Fahrzeugs und dessen Emissionen informiert werden, um beim Kauf des 

neuen Fahrzeugs diesen Gesichtspunkt von Anfang an in seine Kaufentscheidung mit einbeziehen 

zu können. Die DUH fordert daher die Beibehaltung der bisherigen Formulierung in der derzeit 

noch geltenden Fassung zuzüglich Aufnahme der durchaus sinnvollen Regelung, dass die Ver-

brauchswerte bei mehrseitigen Werbeschriften auf jeder Seite aufgeführt werden müssen. 

Die DUH schlägt eine Angleichung der Vorgaben für die Pkw-Werbung an die europaweit gelten-

den Vorschriften für die Tabakwerbung nach der Richtlinie 2014/40/EU vor. Aufgrund der Gefähr-

lichkeit der Abgase von Pkw bietet sich eine vergleichbare Lösung zum Hinweis auf die Gesund-

heitsrisiken, aber auch den Umweltverbrauch (kraftstoffverbrauchsbedingte CO2-Emissionen) an.10 

Vier Beispiele zur Veranschaulichung (nicht verkleinert): 

                                                      
9 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/215576/umfrage/durchschnittsalter-von-neuwagenkaeufern/ 

10 Zur Gewährleistung der Sichtbarkeit gesundheitsbezogener Warnhinweise und zur Maximierung ihrer Wirkung wer-
den in den EU-Vorgaben zur Tabakwerbung Regelungen zu den Abmessungen gesundheitsbezogener Warnhinweise 
getroffen. Gemäß dem hierzu ergangenen Durchführungsbeschluss EU 2015/1842 der Kommission über die techni-
schen Spezifikationen für das Layout, die Gestaltung und die Form der kombinierten gesundheitsbezogenen Warnhin-
weise für Rauchtabakerzeugnisse müssen diese 65 Prozent der äußeren Vorder- als auch der äußeren Rückseite einer 
Packung einnehmen. Darüber hinaus werden dort ganz konkrete Vorgaben für die Farbzusammensetzung der Warn-
hinweise gemacht. Diese Vorgaben könnten auf die Pkw-Werbung übertragen werden. 
 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/215576/umfrage/durchschnittsalter-von-neuwagenkaeufern/
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3.1.2. Anlage 4 Abschnitt II (Werbung gemäß § 5 Absatz 2) 

a. Keine Spannbreitenangaben in elektronischen Werbungen für mehrere Modelle 

Durch den Verweis auf Anlage 4 Abschnitt I Nr. 1 würden Spannbreitenangaben erstmals auch für 

Werbung in elektronischen Medien ausreichend sein, wenn für mehrere Modelle geworben wird. 

Damit schwächt der Referentenentwurf den Nutzen der Verbraucherinformationen erheblich. In 

der Folge wären beispielsweise für Ergebnislisten von Online-Fahrzeugsuchen pauschale Spann-

breitenangaben für sämtliche Fahrzeuge zulässig, die den Nutzern keine Informationen zu den 

konkreten Werten der einzelnen Modelle bieten.  
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Die DUH fordert deshalb die Streichung der Ausnahmeregelung, dass bei der Bewerbung mehrerer 

Modelle die Angabe der Spannbreiten zwischen den höchsten und niedrigsten Werten genügt.  

b. Deutlichkeit und Verständlichkeit der Angaben 

Die zunehmende Digitalisierung führt dazu, dass sich immer mehr Verbraucherinnen und Verbrau-

cher in den digitalen Medien über Produkte und deren Eigenschaften informieren. Die Vorschrif-

ten bei der Bewerbung von Pkw in digitalen Medien dürfen daher nicht hinter den Vorgaben für 

Werbeschriften zurückstehen. 

Die Formulierung des Referentenentwurfs, dass die Angaben in elektronischem Werbematerial 

„auch bei flüchtigem Blick gut erkennbar sein“ sollen, weicht jedoch von der Vorgabe für Werbe-

schriften ab. Der Gesetzgeber beabsichtigt hier eine Differenzierung, deren Sinn sich nicht er-

schließt. Die Pflichtangaben müssen demnach nicht lesbar, sondern nur erkennbar sein? 

In einer Urteilsbegründung des Landgerichts Hamburg vom 11. August 2020 zu einer widerrechtli-

chen Internetwerbung eines Pkw-Händlers heißt es wie folgt:  

„Die Pflichtangaben befinden sich am unteren Rand des Fotos von den jeweils beworbenen Pkw und sind dabei in derart 
kleiner Schrift gehalten, dass sie selbst bei genauem Hinsehen nur schwer zu erkennen sind. Eine gute Lesbarkeit, wie sie 
von der Verordnung verlangt wird, kann unter diesem Gesichtspunkt nicht gewährleistet werden. Außerdem fällt die Sicht-
barkeit der Pflichtangaben so hinter der Hauptwerbebotschaft, welche in deutlich größerer Schrift oberhalb des Fotos zu 
finden ist, deutlich zurück. Hier ändert auch der Umstand nichts, dass sich die Angaben durch ihre weiße Schrift vom dunkel 
gehaltenen Foto abheben, denn auf den Fotos befinden sich ebenfalls in weißer Schrift andere Werbebotschaften. Diese 
sind um ein vielfaches größer als die Pflichtangaben, teilweise zusätzlich mit großen Symbolen versehen und lenken sofort 
den Blick des Betrachters auf sich und daher weg von den Pflichtangaben (…)“ 

(Zitat in 9 Punkt Schriftgröße) 

Dabei ging es u. a. um die folgende Facebook-Werbung: 
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Die DUH fordert deshalb die Beibehaltung der Regelung zur Form der Pflichtangaben gemäß der-

zeit noch geltenden Fassung der Pkw-EnVKV („Die Angaben müssen auch bei flüchtigem Lesen 

leicht verständlich, gut lesbar und nicht weniger hervorgehoben sein als der Hauptteil der Werbe-

botschaft.“). 
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4. § 7 Pkw-EnVKV - Ordnungswidrigkeiten 

Der Referentenentwurf enthält in seiner derzeitigen Fassung keine ausreichend konkreten Vorga-

ben für die behördliche Marktüberwachung zur Einhaltung der Vorgaben der Pkw-EnVKV. Das 

EnVKG und die Marktüberwachungsverordnung (EU) 2019/1020 legen den Rahmen der Markt-

überwachung und die Sanktionierung von Verstößen fest. Doch fehlen im Referentenentwurf kon-

krete spezifische Vorgaben für die Anzahl der durchzuführenden Kontrollen.  

 

Deutsche Umwelthilfe e.V., 29. Juni 2021 
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